
Der  Gemeinderat  der  Marktgemeinde  ALLAND  beschließ+  nach  Erörterung  der

eingelang+en  S+ellungnahmen  folgende

VERORDNUNG

§ 1 Auf  Grund  des  §34  des  NÖ  Raumordnungsgesetzes  20'14  wird  der

Bebauungsplan  der  Morktgemeinde  Alland  abgeönder+.  Es werden  die auf

den  hierzu gehörigen  Plandarsfellungen  durch  ro+e Signa+ur  dargesfellten

Bebauungsregelungen  neu  Tes+geleg+.  Die Änderungen  der  Verordnung  sind

in ro+ dargesfellt.

§ 2 Die Einzelheiten  der  Bebauungs-  und  AufschIießungsvorschriften  sind CIUS der

Plandarstellung  mit der  Planzahl  PZ: 7525-02/19  (Teil 1) zu entnehmen.  Diese

Plondarstellung  zur Änderung  besteh+  aus 2 Bla+t im Maßs+ab  1 :2000  und  ist

Bestandteil  dieser  Verordnung.  Planverfösser  ist das  Ingenieurbüro

Dipl.  Ing.  Thomas  Hackl  aus  2551 Enzesfeld-Lindabrunn.

§ 3 Änderung  der  Bebauungsvorschriften  (rote  Farbdars+ellung):

Die in schworz  darges+ellten  Bebauungsvorschrif+en  werden  wiederverlautbart

ÜBERSICHT:

Mindestmaße  von  Bauplö+zen

Harmonische  Gestaltung  der  Bauwerke  im Ortsgebief

Bebauungsdichte  in Bereichen  mi+ der  Festlegung  BD*

Ausnahmeregelungen  für  bes+ehende  Bauwerke

Lage  und  Ausmaß  von  priva+en  Absfellanlagen

Zufahr+en  zu Grundstücken

Gestaltung  von  Einfriedung  im Wohnbauland  sowie  Sfützmauern

Werbeanlagen

Besondere  Bestimmungen  für  das  Altorfgebie+  (gem.  Plondarstellung)

GeIändeveränderungen

En+sorgung  von  Regenwössern  und  Anteil  von  unversiegelten  Flöchen

Erhaltenswer+e  Gebäude  im Grünland

Landwirtschaf+liche  Geböude  im Grünland



(14)  Besondere  Zusafzbesfimmungen  für das  Planungsgebie+  Herrengasse

(gem.  Plandars+ellung)

(15)  GestaltungvonFreiflächen

(16)  Lörmschutzbes+immungen

(17)  Begrünung  von  oberirdischen  Abstellanlagen  ab  einer  Anzahl  von  5

S+ellplätzen

(1)  MINDESTMASSE  VON  BAUPLÄTZEN

1.1 Bei der  Schaffung  von  neuen  Bauplätzen  im Wohnbouland  in offener

oder gekuppelter Bebauungsweise gel+en folgende

Bauplatzmindes+gröI3en:

Offene  bzw.  wahlweise  offene/gekuppelte  Bebauungsweise:  500m2

Gekuppelte  Bebauungsweise:  450m2

L2.  Bei Fahnengrundsfücken  gilf  das  Mindesfmaß  jeweils  ohne  Fahne.

1.3.  Die  BaupIa+zmindes+größe  gilt  auch  bei  der  Änderung  von

Grundsfücksgrenzen  zwischen  zwei  bestehenden  Grunds+ücken  bzw.

Bauplätzen,  wonach  in solchen  Föllen  eine  Änderung  unzulössig  is+, wenn

zumindesf  eines  der  betroffenen  Grundsfücke  die  o.a.  Grenze

un+erschreitet  und  durch  die  Änderung  keinen  Flöchenzuwachs  erföhrt.

(2)  HARMONISCHE  GEST  ALTUNG  DER BAUWERKE  IM  ORTSGEBIET

2.1 Im Wohnbauland  is+ bei  Neu-,  Zu- und  Umbaufen  auf  ein  ausgewogenes

Verhöltnis  der  Proportion  der  einzelnen  Baumassen  und  der  Anordnung

zueinander  zu  achten.  Das  GesamterscheinungsbiId  des  öffen+lichen

Raumes  darf  dabei  nicht  gestör+  werden.

Dabei  sind  im  Besonderen  die  Dachgestaltung,  die  Gestaltung  des

Sockels  eines  Geböudes,  die  Firsthöhen  und  Dachneigungen  sowie  die

Auswirkungen  der  verwendeten  Materialien  (z.B. Holz  und  Blockhäuser,

Mobilheime,  Container,  Glasfassaden,  etc.)  und  Farbges+alfung  der

Fassaden  zu berücksich+igen.

2.2.  Zur Sicherung  einer  harmonischen  Einordnung  von  Hauptgeböuden  in

das  Or+sgebie+  sowie  zur Sicherung  einer  ausreichenden  Durchgrünung

gel+en  bei  unbebau+en  Grundstücken  folgende  Bestimmungen:



Einfamilienhäuser  und Zweifamilienhäuser  mit jeweils  mehr  als 180 m
bebaufer  Fläche  des  Hauptgeböudes  sowie  Doppelhäuser  mit  2
nebeneinanderIiegenden  Wohneinheiten  und  separaten  Eingöngen  sind
nur  bei  einer  zugehörigen  Bauplatzflöche  von  mindes+ens  650 m2 zulässig.

Haup+gebäude  mit 3 oder  4 WohneJnheiten  je  Grunds+ück  sind nur
zulössig,  sofern  eine  Bauplotzflöche  von  mindstens  250 m2 je Wohneinhei+
gegeben  ist.

Hauptgebäude  mi+ mehr  als 4 Wohneinheiten  je Grunds+ück  sind nur
zulössig,  sofern  eine  Bauplatzflöche  von  150  m2 je Wohneinheit  gegeben
ist.

Bei  einem  Fahnengrundstück  muss  die  Flöche  der  Fohne
unberücksich+igt  bleiben  und  darf  nich+  der  zugehörigen  Bauplatzfläche
zugeordnet  werden.

Bei zusfüzlicher  Bebauung  von  berei+s  bebauten  Grundsfücken  sind bei
der Berechnung  nach  2.2 die bes+ehende  Anzahl  der  Wohnungen  zu
berücksichtigen.

Grundstücks+eiIungen  dürfen  dem  Bebauungsplan  u.a. im Hinblick  auf
die  Bestimmungen  nach  2.2. nicht  widersprechen.

2.3  Bei Geböuden  in Hanglangen,  das sind Gebäude  bei welchen  das
Bezugsniveau  enflang  des Geböudeumfangs  Höhenunterschiede  von
mehr  als  l m  aufweist,  gelfen  folgende  Beschrönkungen  der
Gebäudehöhe:

Im Falle von  Flachdächern,  flach  geneigten  Döchern  bis 15 Grod  und
von  Staffelgeschoßen,  unabhängig  von  der  Dochform,  darf  der  höchs+e
Punkt  des Gebäudes  nicht  mehr  als 2 m über  der  nach  § 53 NÖ BO
ermittelten,  mittleren  Fronthöhe  der  Talseite  liegen.  Als Talseite  gilt die
Geböudefront  mit  dem  im Mittel  am  tiefsten  liegenden  Bezugsniveau.

2.4.  Die Anbringung  von  TV-SateIIiten-Antennen  (Parabolantennen)  ist bei
Gebäuden  mit mehr  als 2 Wohneinheiten  nur als Gemeinschoftsanlage
zulössig.

2.5.  Die überbaufe  Flöche  von  Carports  darf  max.  50m2 betragen.

2.6  Aufgrund  der  Lage  im  Landschaftsschutzgebiet  Wienerwald  ist die
Errichtung/AufsfeIIung  von  Windkraftanlagen  nicht  zulässig.



(3)  BEBAUNGSDICHTE  IN BEREICHEN  MIT  DER FESTLEGUNG  BD*:

3.L  Im Wohnbauland  ist die  maximale  Bebauungsdichte  in  den  mit BD*
gekennzeichneten  Bereichen  (Grundstücke  oder  Grundstücksteile)  nach
folgender  Tabelle  zu ermitteln:

' Bauplatzfläche
I

Bebauungsdichte  in % Beboubare  Fläche  in m2

<350m2 45

350 45 157,5

400 42 168

i 450 39 175,5

' 500 36,9 184,5

550 34,8 191,4

600 33,6 201 ,6

650 32,4 21 0,4

700 31 ,2 218,4

750 30 225

800 28,8 230,4

850 27,6 234,6

900 26,6 239,4

950 25,6 243,2

1000 24,6 246

1050 23,8 249,9

1100 23,2 255,2

1150 22,8 262,2

1200  '
I 22,4 268,8

1250 22 275

1300 2i6 280,8

1350 212 286,2

1400 20,8 291 ,2

1450 20,4 295,8

1500 20 300

)'1500

I
20

Zwischenwerte  der  bebaubaren  Fläche  sind  durch  lineare  In+erpolation

aufeinanderfoIgender  Kategorien  der  Baupla+zflöche  zu ermi+teln.  Für
Grundstücke  bzw.  Grundstücksteile  mit  einer  Flöche  ab  1.500  m2 gil+ eine
maximale  Bebatmngsdichte  von  16%  20%.  Für  Grundstücke  bzw.
Grundstücksteile  mi+  einer  Fläche  <=  350m2  gilt  eine  maximale
Bebauungsdichte  von  45%.



3.2  Zusöfzlich  zu der  in 3.1 ermitfelten  Bebauungsdichte  kann  eine  Bebauung
mit Nebengebäuden  (gem.  Def. NÖ BÖ §51 (2) 3.) im Ausmaß  von  5%
der  Grundstücksfläche  bzw.  relevarfen  Grunds+ücksteiIfIäche  (gem.
Bes+immungen  zur  Bebauungsdichfe  It. Legende)  erfolgen.  Die
Bestimmungen  zu  §51 der  NÖ  BO (Bauwerke  im  Bauwich)  sind
unabhängig  davon  einzuhalten.

3.3  Bei  Grundsfücken,  die  bereifs  am  OL03.2m8  aufgrund  einer
rech+skräftigen  Baubewilligung  bebaut  waren  und  für  welche  die
Bebauungsdich+e  BD* festgelegt  is+, kann  bei Zu- und Umbau+en  zum
Alfbestand  die  bereits  bebaufe  Fläche  des  Hauptgebäudes  um
jedenfalls  20% überschri+ten  werderi.  unabhängig  von der  ermmelten
Bebauungsdich+e  gemäß  Zi. 3.L  Dies darf  nur 1x im Hinblick  auf  den
Al+bes+and  zum  Zeitpunkf  OL03.2018  erfolgen.  Bes+ehen  auf  einem
Grundsfück  mehrere  Hauptgeböude,  so gilf diese  Regelung  gesondert
für  jedes  Hauptgeböude.  Abgesehen  von  der  Bebauungsdichte  müssen
in diesen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Bebauungsplanes  oder  der
Bauordnung  (Abs+önde,  Belichtungen,  Bebauungsweise  e+c.)
berücksichfigf  bleiben.

3.4  Die  Zubaumöglichkei+en  gelten  nicht  in Bereichen  mit  <=20%

Bebauungsdichte  oder  in Bereichen,  in denen  lediglich  die Errich+ung
von  Nebengebäuden  zulössig  ist (Bauwich,  hin+ere  Baufluch+linien).

Dimension  einzelner  oder  zusammenhöngender  er  ist,
ausgenom  im  BauIand-Agrargebief,  einem  Grundstück
folgendermaßen  zu begr  auptgebäude  darf  eine  maximale
Löngserstreckung  v  m nicht  übersc  a . Zwischen  den  einzelnen
Haup+  den  muss ein Abstand  im Ausmaß  der  vo  böudehöhe
der  zugewondten  Geböudefront  eingehal+en  werden.

3.5.  Bei der Errichtung  neuer  Gebäude  ist die  Dimension  einzelner  oder
zusammenhängender  Baukörper  bei geplanter  offener  oder  einseifig
offener  Bebauungsweise  auf  eine  maximale  Erstreckung  von  25m und
bei geplan+er  gekuppelfer  Bebauungsweise  auf  30m zu beschrönken,
sofern  folgende  Bedingungen  gegeben  sind:

>  Baukörper  im  gewidme+en  Bauland-Wohngebiet  und  Bauland-
Agrargebiet  und

>  Festgelegte  variable  Bebauungsdich+e  Bd* oder  Bebauungsdichfe  bis
inkl.  40%



Zwischen  den  einzelnen  Hauptgeböuden  muss  ein Abs+and  im Ausmaß

der  vollen  Gebäudehöhe  der  zugewandten  Gebäudefront

eingeholten  werden.

(4)  AUSNAHMEREGELUNGEN  FüR BESTEHENDE  BAUWERKE:

4.l.  Für bestehende  rech'imäBig  errich+ete  Hauptgeböude  (Bestand  vor  der

Rechtskraf+  des  Bebauungsplanes),  welche  innerhalb  des  neu

festgelegten  hinteren  Bauwichs  liegen  oder  in diesen  hineinragen,

können  Zu-  und  Umbauten  bewilligt  werden,  sofern  diese  nicht

außerhalb  des  himeren  Bauwichs  umgese+zt  werden  können.  Die

Schaffung  zusätzlicher  Wohneinheifen  is+ nichf  zulässig.

4.2  Für bes+ehende  rechtmößig  errichtete  Hauptgebäude  (Bestand  vor  der

Rech+skraft  des  Bebauungsplanes),  welche  innerhalb  des  neu

fes+gelegfen  vorderen  Bauwichs  liegen  oder  in diesen  hineinragen,

können  Änderungen  der  Bebauungshöhe  (z.B.  Aufstockungen  im

Rahmen  der  zulössigen  Bebauungshöhe)  bewilligf  werden,  sofern  diese

nicht  au13erha1b  des  vorderen  Bauwichs  umgesetz+  werden  können.

4.3  Bei  bestehen  Gebäuden  (Besfönd  vor  der  Rechtskraft  des

Bebauungsplanes),  deren  Gebäudehöhe  höher  als  die  fes+gelegfe

zulässige  Gebäudehöhe  ist, isf die  Errichtung  von  Gaupen  zulässig.

(5)  lAGE  UND  AUSMASS  VON  PRIV  ATEN  ABSTELlANlAGEN

5.L  Bei der  Neuerrichtung  von  Wohngebäuden  sowie  bei der  Schaffung

neuer  Wohneinheiten  ist pro  neu  errichteter  Wohneinheif  folgende

Anzahl  von  PKW-S+ellplätzen  zu errichten  und  dauerhaft  zu erhalten,  dies

gilt  auch  für  erhaltenswerte  Gebäude  im Grünland:

5.2.  Bei  Einfömilien-,  Zweifamilien-,  Doppel-  und  Reihenhäusern  sind  pro

Wohneinheit  mindes+ens  2 PKW Stellplötze  auf  Eigengrund  zu errichten.

Jeder  Stellplotz  muss  hierbei  eigenstöndig  benutz+  werden  können.  Die

Errich+ung  von  Stellplä+zen  kann  auch  auf  anderen  Grundstücken  als

dem  Bauplatz  erfolgen,  sofern  es sich um Eigengrund  handelt,  welcher

an  den  Bauplatz  angrenzt.

5.3.  Bei sömtlichen  un+er  lit. 5.L  nich+  aufgelisfeten  Wohngeböuden  gilt

folgender  wohnungsbezogene  SteIIpIatzschIüssel:

Für Wohnungen  bis 74,99  m2 1,7 Stellplätze



Für Wohnungen  ab  75,00  m2 2,0 S+ellplöfze

Die dadurch  ermi++el+e  Anzahl  der  Stellplätze  für  das  Bauvorhaben  ist
auf  ganze  Zahlen  aufzurunden.

5.4.  Im hinteren  Bauwich  isf die Errichtung  eines  Abs+ellplatzes  (S+ellplatz,
Carport  oder  Garage)  nichf  zulässig.

5.5.  Im vorderen  Bauwich  ist die  Errichtung  von  Garagen  grundsötzlich  nur
zulässig,  sofern  dies  in  der  Plandarstellung  des  Bebauungsplanes

ausdrücklich  festgelegt  ist. Die Ausnohmebestimmungen  gemöß  NÖ
Bouordnung  §51  (1) (Ausnahmen  bei  vorliegendem  Gefölle  zwischen
Straßenfluch+linie  und  vorderer  Baufluchtlinie  von mehr  als 5%)  sind
jedoch  für  das  gesamfe  Ortsgebie+  gültig.

(6)  ZUFAHRTEN  ZU GRUNDSfüCKEN

6.1 Für  Zufahr+en  zu  Grunds+ücken  im  Wohnbauland,  welche  eine
Straßenfrontlänge  bis  max.  20m  aufweisen,  ist  die  Summe  der
Zufahrtsbreiten  mit maximol  6 m  begrenzt.  Zwischen  den  einzelnen
Zufohrten  ist ein Abstand  von  mindes+ens  5 m einzuhalten.  Bei einer
Straßenfron+länge  von  mehr  als  20  m  is+ eine  weiiere  Zufahr+
(Abschrägung)  im  Ausmaß  von  max.  3,0  m  zulässig.  Diese
Besfimmungen  gel+en  nicht  für das  Planungsgebiet  Herrengasse  (Il
Plandarsdellung),  diesbezüglich  sind  die  besonderen  Bestimmungen
gem.  l4.l  anzuwenden.

(7)  GESTAlTUNG  VON  EINFRIEDUNGEN  IM  WOHNBAUlAND  SOWIE
STüTZMAUERN

7.L  Bei  der  Neuerrichfung  von  Einfriedungen  gegen  öffentliche
Verkehrsflöchen  sowie  Grünlandwidmungen  darf  eine  mi+tlere

Gesamthöhe  der  Einfriedungen  von  18m  nicht  überschrit+en  werden.
Die mittlere  Sockelhöhe  darf  50 cm  nicht  überschreifen.  Die Ermittlung
der  mit+leren  Gesamfhöhe  von  EinTriedungen  und  Sockelhöhe  muss
über  einen  maximal  3m  langen  Einfriedungsabschnitt  berechnet
werden.

7.2.  Bei der  Neuerrichtung  von  Einfriedungen  an der  sei+lichen  und  hirrferen
Grundgrenze  darf  eine  mi++lere  Gesamthöhe  der  Einfriedungen  von  2m
nich+  überschri+ten  werden.  Die Ermi+tlung  der  mi+fleren  Gesom+höhe



der  Einfriedungen  muss  über  einen  maximal  3m  langen

Einfriedungsabschnitt  berechne+  werden.

7.3.  Einfriedungen  gegen  öffentliche  Verkehrsflächen  sowie

Grünlandwidmungen  sind zu gliedern  (bezüglich  Sockel,  S+eher  und

Felder)  und  dürfen  in der  offenen  und  gekuppelfen  Bebauungsweise

grundsötzlich  nicht  als Einfriedungsmauer,  undurchsichtige  Einfriedung

oder  Maschendrohtzaun  ausgebildef  werden.

Ausnahmeregelunq:

Eine als Wand  ausgeführfe  Einfriedung  ist nur in der  geschlossenen

Bebauungsweise  und  im  Bereich  von  Grunds+ücken  entlang  der

Groisbacherstraße,  Heiligenkreuzerstraße,  Klousenstroße  und

Moyerlingersfraße  zulössig,  für  welche  gemäß  Plandarstellung  des

Bebauungsplanes  die  hierfür  festgelegte  Liniensigna+ur  maßgeblich  is+.
Entlang  der  im  Bebauungsplan  fesfgelegten  Liniensigna+ur  sind die
Schließung  der  Bebauung  sowie  die  Errich+ung  von  Einfriedungsmauern
mit  einer  max.  zulässigen  Höhe  von  1,8  m,  bezogen  auf  das
angrenzende  Sfraßenniveau,  zulössig.  Zeitlich  begrenzte
BausteIIeneinrichfungen  sind  von  diesen  Bes+immungen  ousgenommen.

7.4.  Die  Anbringung  von  Sich+schutzmatten,  Planen,  Ne+zen  und

dergleichen  ist  im  gesamten  Bauland  sowie  im  Bereich  von

erhaltenswerten  Geböuden  im Grünland  nich+  zulössig.

7.5  Bei Nichtherstellung  einer  Einfriedung  gemäß  7.1. gegen  das  öffentliche

Gut  ist zumindest  die  Abgrenzung  des Grundstückes  gegen  dasselbe

miHels  einer  Randleiste  (Beton  oder  Naturstein)  ouszuführen.  Eventuelle

Niveauun+erschiede  sind  ouf  Eigengrund  abzuböschen.

7.6  Sonderregelung  bei  erforderlichen  S+ützmauern:

Die Höhe  von  Stü+zmauern  ist auf  das  unbedingf  erforderliche  Ausmaß

zu  begrenzen  und  Stützmauern  sind,  falls  möglich,  in  mehrere

Höhenabschni+te  zu  gliedern.  Einfriedungen  an  Oberkanten  von

S+ützmauern  dürfen  im Mi+tel  maximal  l,40  m hoch  sein.  Die Ermit+lung

der  mittleren  Höhe  muss  über  maximal  3 m lange  Abschnitte  erfolgen.



(8)  WERBEANlAGEN

8.1.  Die  Anbringung  von  Werbeeinrichtungen  auf  Dächern  und

Dachaufbauten  sowie  auf  Hauswänden  entlong  der  Stral3enfluchtlinie,

welche  eine  Flöche  über  4 m2  aufweisen,  is+ im  Wohnbauland

(Wohngebiet,  Kerngebie+  und  Agrargebiet)  unzulässig.

8.2.  Die  Errichtung  von  Plakatwänden  ist im  Wohnbauland  unzulössig,

hiervon  ausgenommen  sind Baus+eIIenumschIießungen  während  der

Bautötigkeit  sowie  zeitlich  begrenzfe  Plaka+ierungen  im Bereich  von

Baulücken  in der  geschlossenen  Bebauung.

(9)  BESONDERE BESTIMMUNGEN FüR DAS ALTORTGEBIET

(gem.  Plandorstellung)

9.1 Sonnenkollektoren  sind bei  Dachflöchen,  die  zur Straße  ausgerich+ef

sind,  in die  D)ochhauf  zu integrieren,  aufgesfellte  Konstruk+ionen  sind

unzulässig.

9.2  Die  Errichtung  von  Tankstellen  im Altortgebiet  ist unzulössig.

9.3  Die Anbringung  von  TV-Satelliten-Antennen  (Parobolantennen)  sind  an

den  zur  Sfraßenfluchflinie  gelegenen  Fossaden  unzulässig.  Bei

Gebäuden mi+ mehr  als 2 Wohneinheiten sind nur

GemeinschaftsanIagen  zulässig.

9.4  Dachformen  und  Firstrichtungen:

Die Dachformen  und  Firstrichtungen  müssen  sich bei  Neu-,  Zu- oder

Umbau+en  bei  zulössigen  Bebauungshöhen  von  max.  8 m  in  der

geschlossenen  Bebauungsweise  in  die charakteris+ische  Sfruk+ur  des

Al+ortgebietes  einfügen.  Bei  der  Beur+eilung  der  charakteris+ischen

Struktur  sind  die  Dachformen  und  Firstrichtungen  im nöheren  Umfeld  zu

erheben  und  zu berücksichtigen.

Die Errichtung  neuer  Pult-  und  Flachdöcher  sowie  Sonderdachformen

(z.B. Mansardendächer)  ist nicht  zulössig.

Satfeldächer  mit  parallel  zur  S+raßenfluchtlinie  verlaufenden

Firs+rich+ungen  sind  in  allen  Bereichen  der  geschlossenen

Bebauungsweise  zulössig.



9.5  Dachneigungen:

Bei zulössigen  Bebauungshöhen  von  max.  8 m  und geschlossener
Bebauungsweise  sind  bei  der  Neuerrich+ung  von  Gebäuden  die
Dachflächen,  welche  vom  öffentlichen  Gut  einsichtig  sind,  mit
mindestens  30 Grad  Dachneigung  auszuführen.

9.6  Fassadengesföl+ung,  Fassadenöffnungen  und  Gauben:

Die Gestaltung  der  Fassaden  und  Fassadenöffnungen  entlang  der
Straßenfluchtlinie  muss  sich  bei  Neu-  Zu-  oder  Umbau+en  in  die
charakferisfische  S+rukfur  des  Altor+gebietes  harmonisch  einfügen.

10)  GElÄNDEVERÄNDERUNGEN

10.1  Im  seitlichen  und  hinteren  Bouwich  sind  Geländeverönderungen

entlang  der  Grundgrenzen  im  Vergleich  zum  angrenzenden

Nachbarniveau  und  im  Vergleich  zum  Bezugsniveau  an  der
Grundgrenze  nur bis zu einem  maximalen  Niveauunferschied  von iO  m
im Vergleich  zum  angrenzenden  Nachbarniveau  zulössig.  Lokale,  durch
ErschIießungsbauteiIe  beding+e  llber-  oder  Unterschreitungen  sind im
notwendigen  Ausmaß  zulässig.

destützungen  und  Höhensprünge  auf  Grun  n C)IS
Böschungen  o  er a von  Tr ic tungen  aus Na+urs+einen
auszuführen  ies  nich+  möglic  a a die  Herstellung  von

auerwerk  oder  Stahlbetonwänden  zulässig.

11)  ENTSORGUNG  VON  REGENWÄSSERN  und

ANTEIL  VON  UNVERSIEGELTEN  FLÄCHEN

11.L  Gesammelte  Regenwässer  sind auf  Eigengrund  zur Versickerung  zu
bringen.  Ein Konalanschluss  is+ nur  zulässig,  falls nachgewiesen  wird,
dass  eine  Versickerung  aufgrund  der  Bodenbeschaffenheit  nicht  oder
nichf  wir+schafflich  möglich  is+.

11.2. Iin fü-rt ilnnrlhpreich, ausqenomm2cind-Sondei7(»ient  ein Anteil
s ucksfläche  unversiegelt  ZU  lubbeil.



1L2.  Anteil  von  unversiegelten  Flächen:

Als unversiegelte  Flöchen  werden  Grünflächen  ohne  jegliche  Bebauung  oder

Befes+igung  definiert.

Der  erforderliche  Mindesfanteil  von  unversiegelten  Flöchen  beträgt:

Bei zulässigen  Bebauungsdichten  bis inkl. 20%:

Bei zulässigen  Bebauungsdichten  > 20% bis 30%:

Bei zulässigen  Bebauungsdichten  >30% bis 40%:

Bei zulässigen  Bebauungsdichten  >40%  bis 60%:

Bei zulässigen  Bebauungsdich+en  >60%  bis 80%:

Bei zulössigen  Bebauungsdichten  >80%:

70% unversiegel+e  Flöche

40% unversiegelte  Flöche

30% unversiegelte  Flöche

20% unversiegelfe  Fläche

l5%  unversiegelte  Flöche

10% unversiegelte  Flöche

Im dichtverbauten  Gebie+  bei  festgeleg+en  Bebauungsdich+en  >=  60% können

Dachbegrünungen  mif  30-50cm  Substrathöhe  im  Ausmaß  von  80%  der

begrünfen  Flöche  als unversiegelfe  Flöche  berücksichtigf  werden.

Die Zubaumöglichkeiten  zum Altbestand  nach  Pkt. 3.3. können  unabhängig

vom  ermittelten  Anfeil  der  unversiegelten  Flöche  jedenfalls  eingehalten

werden.

12)  ERHALTENSWERTE  GEBÄUDE  IM GRüNlAND

12.1 Im Bereich  von  erhaltenswer+en  Gebäuden  im Grünland  sind im Sinne

des Landschaftsbildschutzes  eine maximale  Gebäudehöhe  von  7m

sowie  die  Errichtung  von  höchstens  2 oberirdischen  Geschoßen  zulässig.

12.2  Hinsich+lich  der  Errichtung  von  Abs+ellanlagen  sind bei  erhaltenswerten

Geböuden  im Grünland  die  Bestimmungen  zu §3 (5) dieser  Verordnung

gültig.

12.3  Bei Zu- und Umbauten  im Bereich  von Geböuden,  welche  in ihrem

ursprünglichen  Bestand  vor  1950 genehmig+  wurden,  ist dorouf  zu

achten,  dass  keine  maßgebliche  Abweichung  von  der

charakferisfischen  Sfruktur  des  Bestandes  erfolgt.  Dies  be+rifft

insbesondere  die  Dachgesföl+ung,  Dachneigungen,  Firs+höhen,  die

Fassadenöffnungen  sowie  die  verwendeten  Materialien  und

Farbges+alfung  der  Fassaden.

l2.4  Die Errichtung  neuer  Pult-, Flach-  und  Mansardendächer  ist nur  zulössig,

sofern  diese  im Bestand  vorhanden  sind.



12.5  Sonnenkollektoren  sind  bei  Dachflächen,  die  von  der  S+raße  aus
einsehbar  sind,  in  die  Dachhauf  zu  integrieren,  aufges+ellte
Konsfrukfionen  sind  unzulässig.

12.6  Die  Anbringung  von  TV-SateIIiten-Anfennen  (Parabolanfennen)  sind  on
den  zur  S+raßenfluchflinie  gelegenen  Fassaden  unzulössig.  Bei
Gebäuden  mit  mehr  als  2 Wohneinhei+en  sind  nur
Gemeinschaf+sanIogen  zulössig.

13)  LANDWIRTSCHAFTLICHE  GEBÄUDE  IM  GRüNLAND

13.1  In den  im Enfwicklungskonzep+  der  Mark+gemeinde  Alland  festgelegten
,,OffenIandflöchen"  ist bei  Geböuden  mit  mehr  als 100m2  überbaufer
Fläche  und/oder  einer  Bebauungshöhe  von  mehr  als 6m eine
tiefergehende  Prüfung  hinsichtlich  §56  der  NÖ Bauordnung
durchzuführen.  Die  Charak+eristik  der  Landschaff  ist hierbei  in den
Bezugsbereich  gem.  NÖ BO mit einzubeziehen.  Die Marktgemeinde
Alland  kann  zur  Untersfützung  der  Beur+eilung  ein
Landschaftsbildgu+ach+en  beauftragen.

(14)  BESONDERE  ZUSATZBESTIMMUNGEN  FüR  DAS  PLANUNGSGEBIET
HERRENGASSE  (gem.  Plandarstellung)

14.1  Im Bereich  von  Zufahrten  zu den  vorgeschriebenen  Stellplä+zen  ist eine
Einfriedung  unzulässig.

(15)  GESTAlTUNGVONFREIFLÄCHEN

15.1  Freiflöchen  (im Bebauungsplan  mi+ F gekennzeichnet)  sind  gärtnerisch
auszugestal+en.  Eine  Versiegelung  der  Flöchen  ist unzulässig

(16)  LÄRMSCHUTZBESTIMMUNGEN
(entsprechend  der  2. Anderung  BBPL, ErgänzungsbeschIuss)

Bei Wohngebäuden  im Bereich  der  Grunds+ücke  l l7/4,  l J7/10,  117/30,
KG Alland  und  Grundstück  Nr. 246, KG Weißenweg  ist sicherustellen,
dass  durch  Tolgende  Lärmschutzmaßnahmen  eine  Minderung  der
Lörmimmissionen  gewährleistet  ist:

*  Sicherung  eines  erhöh+en  baulichen  Schallschutzes  für  die
Außenwandkonsfruktion  sowie  hinsich+lich  der  Fenster.



*  Die Aufenfhal+sröume  und  Freiräume  sind,  soweit  möglich,  von  den

wesen+lichen  Lärmemit+en+en  abgewandf  anzuordnen

(17)  Begrünung  von  oberirdischen  Abstellanlagen  im  Bauland  ab
einer  Anzahl  von  5 Stellplätzen

17.1.  Bei der  Neuerrichtung  von  oberirdischen  Abstellflächen  im Bauland  ab

einer  Anzahl  von  5 Sfellplötzen  sind  Begrünungsmaßnahmen

durchzuführen.  Diese  Grünflöchen  sind  mit  Strauch-  oder

Baumpflanzungen  ouszugestalten.

l7.2.  Ab  8 Sfellplfüzen  ist  eine  standortgerechfe  Baumpflanzung  zur

Beschaftung  der  Stellplfüze  sicherzus+ellen,  welche  fo1gendermai3en  zu

berechnen  ist:

Stellplafzanzahl Anzahl  der

Baumpflanzungen

8 bis l 5 1

l 6 bis 23 2

24 bis 31 3

32 bis 39 4

40 bis 47 5

Bei  größeren  S'fellplätzen  ist eine  sinngemäße  Weiferführung  der

Berechnung  durchzuführen  (je  1 Baumpflanzung  für  weitere  8

Stellplöfze).

17.3.  Die  Errichtung  und  Ausstattung  der  Grünflöchen  hat  durch

standortgerechte  Pflanzenwahl  zu  erfolgen  und  ist  von  fachlich

geeigneten  Unternehmen  durchzuführen.  Die  funkfionsgerechte

Erhaltung  der  Grünflächen  isf durch  Verfragsraumordnung  oder  durch

Auflagen  im Bauvet'föhren  sicherzusfellen.

§ 4  Die  Plondarstellungen,  die  mit  einem  Hinweis  auf  diese  Verordnung  versehen

sind, liegen  im Gemeindeam+  wöhrend  der  Amtss+unden  zur allgemeinen

Einsichf  auf.

§ 5 Diese  Verordnung  tritt  nach  ihrer  Kundmachung  mit  dem  auf  den  Ablauf  der

zweiwöchigen  Kundmachungsfris+  folgenden  Tag  in Kraft.



Der  Bürge

Stefan

Angeschlagen  am:

Abgenommen  om:....<!?:.:.9.,«.t..2'..'<.'.......


